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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

Az: B 5 RS 3/14 B 
 
L 2 R 637/12 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 7 R 4410/11 (SG Berlin) 
 
 
 
…………….., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………, 
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund 
- Versorgungsträger für die Zusatzversorgungssysteme -, 
Hirschberger Straße 4, 10317 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 16. Juli 2014 durch 

den Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d ,     die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r   

und den Richter   Dr.  K o l o c z e k  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 23. Januar 2014 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 23.1.2014 hat das LSG Berlin-Brandenburg einen Anspruch des Klägers auf 

Feststellung weiterer Zeiten als Zeiten der Zugehörigkeit zum maßgeblichen Versorgungssys-

tem sowie der in diesem Zeitraum erzielten Entgelte verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger Beschwerde beim BSG 

eingelegt. Er beruft sich auf die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache iS von § 160 Abs 2 

Nr 1 SGG, Divergenz iS von § 160 Abs 2 Nr 2 SGG und Verfahrensfehler iS von § 160 Abs 2 

Nr 3 SGG. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begrün-

det ist. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

- die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

- das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht und 

auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

- ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung be-

ruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der Erfordernisse 

des § 160a Abs 2 S 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 iVm 

§ 169 SGG zu verwerfen. 

 

Eine Rechtssache hat nur dann grundsätzliche Bedeutung, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die über den Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts 

einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer muss 

daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, wes-

halb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten 

lässt. Ein Beschwerdeführer muss mithin, um seiner Darlegungspflicht zu genügen, eine 

Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entschei-

dungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm ange-

strebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) darlegen (zum Ganzen vgl BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN; Fichte in Breitkreuz/Fichte, SGG, 2. Aufl 2014, § 160a 

RdNr 32 ff). Diesen Anforderungen wird die vorliegende Beschwerdebegründung nicht gerecht. 
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Der Kläger misst folgenden Fragen grundsätzliche Bedeutung bei: 

1. "Ist für die Einbeziehung in das Versorgungssystem der Intelligenz an wissenschaftlichen, 
künstlerischen, pädagogischen und medizinischen Einrichtungen der DDR, Altersversor-
gung der wissenschaftlichen Mitarbeiter der Akademie der DDR der Abschluss eines 
Hochschulstudiums zwingend notwendig?" 

2. "Handelt es sich bei dem Zentralinstitut für Elektronenphysik um einen gleichgestellten 
Betrieb im Sinne der Versorgungsordnung?" 

3. "Besitzen Feststellungen des UN-Ausschusses für die wirtschaftlichen, sozialen und 
kulturellen Angelegenheiten 'keine rechtliche Relevanz' und können sie in der Entschei-
dungspraxis/Rechtsprechung in Deutschland unbeachtet bleiben, wie es das LSG in dem 
hier angefochtenen Urteil tut, oder sind die Erkenntnisse solcher UN-Gremien von den 
Gerichten und Behörden den Entscheidungen zugrunde zu legen bzw. zumindest bei der 
Entscheidungsfindung und in den Gründen zu berücksichtigen? Muss sich das zustän-
dige Gericht nicht zumindest mit den vorgelegten inhaltlichen Problemstellungen aus-
einandersetzen? Welche Bedeutung besitzen auf verbindlichen Abkommen beruhende 
Feststellungen internationaler Gremien für die Rechtsordnung, besonders für die Recht-
sprechung und Entscheidungspraxis in Deutschland?" 

4. "Ist es zulässig, Alterssicherungsansprüche, die von Bürgern der DDR auf unterschiedli-
chen Rechtsgebieten (Arbeits- und Sozialrecht, Verwaltungsrecht und Zivilrecht) recht-
mäßig erworben wurden und denen insbesondere Eigentumsschutz zusteht, zu liquidie-
ren und nicht zu überführen, sondern an deren Stelle geringerwertige auf die gesetzliche 
Rentenversicherung (Sozialrecht) begrenzte Rentenansprüche zu setzen oder verletzt 
das die Grund- und Menschenrechte des Betroffenen, dem sein Eigentum und die 
Gleichbehandlung mit den anderen Bürgern Deutschlands gemäß Grundgesetz und 
EMRK zu garantieren sind?" 

5. Bestehen "Diskriminierungen gegenüber dem Kläger durch die bisher vorliegenden Ent-
scheidungen…"? Wie ist "gegebenenfalls die Weiterführung der besonders durch Ren-
tenkürzungen erfolgenden Diskriminierung zu beenden…"? 

 

Mit diesen Formulierungen wird die Beschwerdebegründung schon dem ersten Erfordernis nicht 

gerecht. Denn der Kläger hat keine abstrakt-generellen Rechtsfragen zum Inhalt oder Anwen-

dungsbereich einer revisiblen Norm (vgl § 162 SGG) gestellt (vgl Senatsbeschluss vom 

6.4.2010 - B 5 R 8/10 B - BeckRS 2010, 68786 RdNr 10; BSG Beschluss vom 

5.11.2008 - B 6 KA 24/07 B - BeckRS 2009, 50073 RdNr 7; BAGE 121, 52 RdNr 5 f).  

 

Darüber hinaus legt die Beschwerdebegründung nicht dar, welchen Sachverhalt das LSG fest-

gestellt hat und ob gerade mit Blick hierauf die angesprochenen Probleme im erstrebten Revisi-

onsverfahren klärungsfähig wären.  

 

Ebenso wenig ist der Zulassungsgrund der Divergenz schlüssig dargetan.  

 

Von vornherein nicht divergenzfähig sind die "Abschließenden Bemerkungen des Ausschusses 

für wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte", zu denen das Urteil des LSG nach dem Vor-

trag des Klägers in "unüberbrückbarer Divergenz" stehe. Denn hierbei handelt es sich nicht um 

Entscheidungen des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG. Auch angebliche "Widersprüche" 

innerhalb der Rechtsprechung des BVerfG vor und nach 2004, insbesondere zwischen dem 
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"Leiturteil" vom 28.4.1999 (1 BvL 32/95 ua - BVerfGE 100, 1 = SozR 3-8570 § 10 Nr 3) einer-

seits und dem Beschluss des BVerfG vom 6.7.2010 (1 BvL 9/06, 1 BvL 2/08 - BVerfGE 126, 233 

= SozR 4-8570 § 6 Nr 5) andererseits können nicht zur Revisionszulassung führen.  

 

Ebenso wenig sind Verfahrensmängel schlüssig bezeichnet. Soweit der Kläger Verletzungen 

des Amtsermittlungsprinzips (§ 103 SGG) und des Anspruchs auf Gewährung rechtlichen Ge-

hörs (§ 62 SGG iVm Art 103 Abs 1 GG) geltend macht, weil das "im GG verbürgte(s) Recht auf 

Gehör durch ungenügende Untersuchungen durch das Gericht und wegen der Unterlassung von 

Beweiserhebungen nicht ausreichend berücksichtigt bzw. sogar verletzt" werde, hat er weder 

Fundstelle oder Wortlaut prozessordnungskonformer Beweisanträge wiedergegeben noch be-

hauptet, derartige Anträge in der mündlichen Verhandlung vor dem LSG wiederholt bzw gestellt 

und damit alles getan zu haben, um sich rechtliches Gehör zu verschaffen. 

 

Von einer weiteren Begründung wird abgesehen, weil sie nicht geeignet wäre, zur Klärung der 

Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (vgl § 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG).  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 und 4 

SGG. 
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